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Stellungnahme der Deutschen Stiftung 
Denkmalschutz zur beabsichtigen Novellierung 
des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes  

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz 

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz ist die größte private Initiative für Denkmalpflege in 
Deutschland. Seit 1985 setzt sie sich bundesweit, unabhängig und fachlich fundiert für den 
Erhalt bedrohter Bau-, Boden- und Gartendenkmale ein. Ihre Arbeit umfasst die Förderung 
konkreter Erhaltungsmaßnahmen, die Vermittlung von Denkmalwissen, Bildungs- und 
Jugendprogramme sowie die öffentliche Interessenvertretung für den Schutz des kulturellen 
Erbes. Die DSD wird von mehr als 200.000 Förderinnen und Förderern getragen und steht 
unter der Schirmherrschaft des Bundespräsidenten.  

Die Landesregierung hat den Entwurf am 7. Juli 2026 zur Verbandsbeteiligung freigegeben. 
Die DSD bedauert, nicht unmittelbar beteiligt worden zu sein. Sie bittet darum, ihre 
Stellungnahme im weiteren Verfahren zu berücksichtigen. 

Konkret nimmt die Deutsche Stiftung Denkmalschutz (DSD) zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes (NiDschG) wie folgt Stellung: 

 

1. Gesamtbewertung und Verfahrensgrundlage 

Die DSD begrüßt grundsätzlich das Ziel, Verwaltungsverfahren verständlich, digital und 
effizient auszugestalten. Der vorliegende Entwurf erreicht dieses Ziel jedoch nicht, soweit er 
bewährte fachliche Kontroll- und Beratungsstrukturen zurückdrängt. Er verlagert 
Verantwortung auf die Unteren Denkmalschutzbehörden (UDB), ohne deren unterschiedliche 
personelle und fachliche Ausstattung hinreichend zu berücksichtigen, und stärkt zugleich 
politische Entscheidungsstrukturen gegenüber der unabhängigen Fachlichkeit. 
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2. Unverzichtbare Rolle des Niedersächsischen 
Landesamts für Denkmalpflege 

2.1 Befund der DSD-Studie zu den Unteren Denkmalschutzbehörden 

Die Unteren Denkmalschutzbehörden selbst bestätigen mehrheitlich, dass sie das 
Fachamt inhaltlich und strukturell benötigen. Dies ist der zentrale Befund der DSD-
Onlinebefragung unter den rund 100 niedersächsischen UDB im Zeitraum vom 19. Mai bis 
15. Juni 2026. 85 Behörden/Mitarbeiter beteiligten sich. Die Erhebung zeigt, dass die 
Zusammenarbeit mit dem Landesamt Verfahren nicht generell verzögert, sondern fachlich 
absichert und vielfach auch zeitlich voranbringt. Rund 45 Prozent der 
Genehmigungsverfahren werden nach Angaben der UDB bereits innerhalb von zwei bis vier 
Wochen abgeschlossen. 

Eine Übertragung zusätzlicher Aufgaben wie sie die Gesetzesnovelle vorsieht ist 
daher nur vertretbar, wenn die UDB dauerhaft angemessen mit qualifiziertem Personal 
ausgestattet werden und verbindlich auf die Expertise des Niedersächsischen 
Landesamts für Denkmalpflege (NLD) zurückgreifen können. Wer die 
Fachamtsbeteiligung reduziert, obwohl die Vollzugsbehörden deren Unterstützung 
nach eigener Aussage benötigen, schafft keine tragfähige kommunale 
Eigenverantwortung, sondern ein strukturelles Vollzugsrisiko und den Verlust 
denkmalpflegerischer Qualität. 

2.2 Beteiligung bei Maßnahmen von besonderer Bedeutung (§§ 21 und 
26 NDSchG-E) 

Die vorgesehene Streichung der Benehmensherstellung mit dem NLD nach § 21 Abs. 2 und 
die Einbeziehung der obersten Denkmalschutzbehörde bei Maßnahmen von besonderer 
Bedeutung nach § 26 Abs. 2 lehnt die Deutsche Stiftung Denkmalschutz ab. Gerade bei 
Abbrüchen oder Eingriffen, die den Denkmalwert erheblich beeinträchtigen können, muss die 
unabhängige fachliche Bewertung des NLD verbindlich erhalten bleiben. Denn weder die 
weisungsgebundene Vollzugsbehörde (UDB) noch eine ministerielle Entscheidung können 
die wissenschaftlich-denkmalfachliche Prüfung des unabhängigen Fachamtes ersetzen. 

2.3 Auskunft, Akteneinsicht und subsidiärer Vollzug (§ 26 NDSchG-E) 

Die Anzeigepflicht gegenüber dem NLD bei Maßnahmen von besonderer Bedeutung sowie 
dessen Rechte auf Auskunft und Akteneinsicht müssen aus Sicht der Deutschen Stiftung 
Denkmalschutz erhalten bleiben. Ebenso sollte das NLD weiterhin subsidiär als 
Vollzugsbehörde tätig werden können, wenn eine UDB fachlich oder personell nicht 
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hinreichend handlungsfähig ist. Dies ist kein Ausdruck kommunalen Misstrauens, sondern 
eine notwendige Rückfallebene zum Schutz unwiederbringlicher Kulturgüter. 

 

3. Erhaltungspflicht und wirtschaftliche 
Zumutbarkeit 

Die geplante Ausweitung der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit auch auf die öffentliche Hand 
wird abgelehnt. Bund, Land und Kommunen tragen für das kulturelle Erbe eine besondere 
Vorbild- und Gewährleistungsverantwortung. Eine Betrachtung, die Erhaltungskosten 
lediglich Erträgen oder dem Gebrauchswert gegenüberstellt, greift zu kurz: Sie 
vernachlässigt den geschichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen, städtebaulichen und 
identitätsstiftenden Wert eines Denkmals ebenso wie die ökologischen Folgen von Abbruch 
und Ersatzneubau. 

Die DSD fordert deshalb, die besondere Erhaltungspflicht der öffentlichen Hand 
beizubehalten und eine etwaige Zumutbarkeitsprüfung nur anhand einer 
umfassenden, transparenten Einzelfallabwägung unter verbindlicher Beteiligung des 
NLD zuzulassen. 

4. Staatliches Baumanagement und präventive 
Fachprüfung (§ 10 Abs. 5 NDSchG-E) 

Eine lediglich nachträgliche Anzeige von Maßnahmen in Verantwortung des Staatlichen 
Baumanagements beim NLD ist unzureichend. Denkmalschädigende Eingriffe müssen vor 
ihrer Ausführung erkannt und verhindert werden können. Prävention ist fachlich wirksamer 
und regelmäßig wirtschaftlicher als die spätere Beseitigung von Schäden.  
 
Die vorherige Beteiligung des NLD ist daher aus Sicht der Deutschen Stiftung 
Denkmalschutz unbedingt beizubehalten. 

6. Bodendenkmalpflege und Genehmigungspflichten 
(§ 13 NDSchG-E) 

Die geplante Herausnahme des NLD aus Angelegenheiten der Bodendenkmalpflege und die 
Beschränkung der Genehmigungspflicht für Erdarbeiten auf eingetragene Kulturdenkmale 
nach § 13 bergen vielfältige Risiken. Archäologische Denkmale sind vielfach noch nicht 
bekannt oder nicht in das Verzeichnis eingetragen. Ihre fachgerechte Bewertung setzt 
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hochspezialisierte archäologische Expertise voraus, die nicht in jeder UDB vorgehalten 
werden kann.  

Das NLD muss frühzeitig und verbindlich beteiligt bleiben; anderenfalls drohen 
unwiederbringliche Verluste archäologischer Quellen sowie zusätzlicher 
Verwaltungsaufwand durch umfangreiche Nachinventarisierungen. 

7. Gruppendenkmale (§ 3 Abs. 3 NDSchG-E) 

Die vorgesehene Beschränkung der Denkmaleigenschaft von Gruppendenkmalen auf das 
äußere Erscheinungsbild wird der historischen Aussagekraft von Ensembles nicht gerecht. 
Deren Wert beruht regelmäßig auch auf Konstruktion, Grundriss, Ausstattung und 
überlieferter Substanz. Eine pauschale Reduktion auf die Fassade schwächt den Schutz und 
kann zugleich neue Bürokratie auslösen, wenn bislang im Ensemble erfasste Bestandteile 
einzeln nachinventarisiert werden müssen. 

8. Zusätzliche Kosten und Verwaltungsaufwände 

Nach Einschätzung der DSD wäre es ein Irrtum anzunehmen, die Gesetzesnovellierung 
werde Kosten und Verwaltungsaufwand reduzieren. Vielmehr ist zu erwarten, dass die 
Verlagerung von Zuständigkeiten und der Abbau eingespielter fachlicher 
Beteiligungsstrukturen neue Belastungen erzeugen. Die Unteren Denkmalschutzbehörden 
müssten Entscheidungen umfassender dokumentieren und sich häufiger mit anderen 
Behörden, Fachstellen und Vorhabenträgern abstimmen. Zugleich entstünde erheblicher 
Schulungsbedarf, damit die zusätzlich übertragenen Aufgaben rechtssicher und fachgerecht 
wahrgenommen werden können. 

Auch bei Rechtsbehelfen ist mit Mehraufwand zu rechnen: Uneinheitliche Entscheidungen, 
fachliche Unsicherheiten und lückenhafte Vorprüfungen können zusätzliche Widerspruchs- 
und Gerichtsverfahren nach sich ziehen. Wo die eigene Fachkompetenz nicht ausreicht, 
werden zudem vermehrt externe Gutachten erforderlich sein. Dies führt nicht nur zu höheren 
unmittelbaren Kosten, sondern kann Verfahren weiter verlängern. 

Besonders kostenintensiv sind die erhöhten Risiken fehlender oder zu später fachlicher 
Klärung. Werden denkmal- oder bodendenkmalpflegerische Belange erst während der 
Bauausführung erkannt, drohen Baustopps, Umplanungen und Verzögerungen bzw. 
Folgekosten durch die Beseitigung evtl. unsachgerechten Umgangs mit dem Denkmal.  
Gleiches gilt für archäologische Zufallsfunde, wenn präventive Prüfungen nicht ausreichend 
erfolgen. Die Novellierung birgt somit die Gefahr, Aufwand und Kosten lediglich in spätere, 
konfliktträchtigere Verfahrensphasen zu verlagern und dabei insgesamt zu erhöhen. 
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9. Anforderungen an eine sachgerechte Reform 

Eine Novellierung sollte den Denkmalschutz fachlich stärken und Verfahren auf belastbarer 
Grundlage modernisieren. Die DSD empfiehlt insbesondere: 

1. die verbindliche Beteiligung des NLD in fachlich gewichtigen und konfliktträchtigen 
Verfahren; 

2. eine angemessene personelle Ausstattung der UDB sowie gesetzlich definierte 
Qualifikationsanforderungen; 

3. digitale, transparente und standardisierte Verfahrensabläufe; 
4. eine Evaluation der tatsächlichen Bearbeitungszeiten, Fallzahlen und Ausstattungen 

vor strukturellen Zuständigkeitsverlagerungen; 
5. den Erhalt präventiver Anzeige-, Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte; 
6. eine stärkere öffentliche Transparenz bei denkmalrechtlichen Entscheidungen. 

 
 

10. Fazit 

Die DSD fordert eine grundlegende Überarbeitung des Gesetzentwurfs. Entbürokratisierung 
darf nicht mit dem Abbau unabhängiger Fachlichkeit verwechselt werden. Besonders 
schwer wiegt, dass die Unteren Denkmalschutzbehörden nach eigener Einschätzung 
die Unterstützung des Fachamts benötigen. Die vorgesehenen Kürzungen der 
Beteiligungs-, Kontroll- und Beratungsmöglichkeiten des NLD gefährden dagegen die 
Qualität der Entscheidungen und damit den dauerhaften Erhalt der niedersächsischen 
Denkmallandschaft. Die verbindliche Einbindung des NLD muss daher Kern eines 
überarbeiteten Entwurfs sein. 

 

 

 

Dr. Steffen Skudelny 

Vorstand der Deutschen Stiftung Denkmalschutz 

 

Stand: 25. August 2026 

Anlage: Ergebnisse der Befragung der Niedersächsischen Unteren Denkmalschutzbehörden durch 
die Deutsche Stiftung Denkmalschutz, Mai/Juni 2026 


